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Wirtschaftliche Kennzahlen wie das Wirtschaftswachstum sind 
wichtige Indikatoren zur Bewertung politischer Entscheidungs-
träger. In den USA hatten Präsidenten der demokratischen Par-
tei höhere Wachstumsraten als die der republikanischen Partei. 
Dieser Artikel untersucht den Zusammenhang zwischen der 
Kanzlerpartei und dem Wirtschaftswachstum in Deutschland 
seit 1951 und zeigt, dass das Wachstum unter CDU-Kanzlern hö-
her als unter SPD-Kanzlern ausfiel, was jedoch stark von den 
Nachkriegsjahren unter Konrad Adenauer (CDU) getrieben ist. 
Zudem war das Wachstum unter CDU-Kanzlern etwas positiver 
im Vergleich mit den übrigen G-7-Ländern und der deutsche 
Aktienleitindex entwickelte sich in den Jahren der CDU-Kanzler 
tendenziell besser. Ein Zusammenhang zwischen der parteipo-
litischen Zusammensetzung der Länderregierungen und dem 
Wirtschaftswachstum in Gesamtdeutschland zeigt sich hinge-
gen nicht. Die Ergebnisse lassen offen, ob die Unterschiede im 
Wirtschaftswachstum unter CDU- und SPD-Kanzlern auf politi-
sche Maßnahmen oder äußere Faktoren zurückzuführen sind.

IN KÜRZE

Aaron Günther, Niklas Potrafke und Timo Wochner

Kanzlerpartei und Wirtschafts-
wachstum in Deutschland
Eine Analyse seit 1951

Im Vorfeld der vorgezogenen Bundestagswahl 2025 
spielt die Wirtschaftspolitik eine wichtige Rolle im 
Wahlkampf. Nach voraussichtlich zwei Jahren mit ne-
gativem Wirtschaftswachstum in Folge scheint die 
deutsche Wirtschaft in einer strukturellen Krise zu 
stecken. Für die Beurteilung von politischen Akteu-
ren nehmen wirtschaftliche Kennzahlen eine wichtige 
Rolle ein. Da sie oft einfach messbar und kommuni-
zierbar sind, können sie gut dem Handeln einer Re-
gierung zugeordnet werden. Ein Beispiel dafür ist die 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Für 
die Vereinigten Staaten zeigen Blinder und Watson 
(2016), dass das Wirtschaftswachstum im Zeitraum 
1949–2012 unter Präsidenten der demokratischen Par-
tei (der politisch linken Alternative) durchschnittlich 
1,79 Prozentpunkte höher lag als unter republikani-
schen Präsidenten (der politisch rechten Alternative).  
Dieser Befund knüpft an die politökonomische Litera-
tur zur Frage an, inwieweit die parteipolitische Zusam-
mensetzung die Wirtschaftspolitik beeinflusst (Partisan  
Politics) (siehe Hibbs 1977; Chappell und Keech 1986; 
Alesina 1987; Schmidt 1996; Potrafke 2017, 2018).

Eine ähnliche Untersuchung, wie sie Blinder 
und Watson (2016) für die Vereinigten Staaten vor-
genommen haben, bietet sich auch für Deutschland 
an: Wie unterscheidet sich das Wirtschaftswachstum 
unter Bundeskanzlern der Christdemokraten (CDU)1 
im Vergleich zu denen der Sozialdemokraten (SPD)? 
In diesem Artikel analysieren wir deskriptiv den Zu-
sammenhang zwischen den Kanzlerparteien und dem 
Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik seit 1951.

1 Von der CSU gab es keinen Bundeskanzler.

Für die Vereinigten Staaten ist eine »Wachs-
tumslücke« zwischen demokratischen und republi-
kanischen Präsidenten beobachtbar, die nicht allein 
durch technische Zeitreihenmechanik erklärbar ist. 
Die Frage ist jedoch, ob die Lücke wirklich auf die 
Politik der Präsidenten zurückgeführt werden kann 
oder andere Faktoren eine wichtige Rolle spielen. In 
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einer einschlägigen Studie testen Blinder und Watson 
(2016) verschiedene Erklärmechanismen und kommen 
zu dem Ergebnis, dass demokratische Präsidenten in 
den Vereinigten Staaten weniger von Ölpreisschocks 
betroffen waren und eher von der Erholung nach 
solchen Schocks profitierten. Außerdem wuchs die 
Produktivität unter Demokraten stärker und das in-
ternationale Umfeld war wachstumsfreundlicher. Dies 
alles sind Faktoren, die nur bedingt direkt vom Präsi-
denten beeinflusst werden können. Jedoch verbleibt 
auch nach der Berücksichtigung dieser Faktoren eine 
»Wachstumslücke« von mehr als einem halben Pro-
zentpunkt (Blinder und Watson 2016).

Dies nehmen Cahan und Potrafke (2021) zum An-
lass für ein weiteres mögliches Erklärmuster, indem 
sie die parteipolitische Zusammensetzung der Regie-
rungen der Bundesstaaten betrachten und untersu-
chen, ob sich die »Wachstumslücke« auf Bundesebene 
durch die parteipolitische Zusammensetzung in den 
US-Bundesstaaten erklären lässt. Die Ergebnisse zei-
gen, dass die nationale Wirtschaft mit einem größe-
ren Anteil an demokratischen Gouverneuren in den 
US-Bundesstaaten stärker wächst. In der vorliegenden 
Studie gehen wir der Frage nach, ob die Ergebnisse 
aus den Vereinigten Staaten auch auf Deutschland 
übertragbar sind. 

VOM WIRTSCHAFTSWUNDER BIS ZU  
GROSSEN KRISEN

Nach Gründung der Bundesrepublik und im Zuge des 
Wiederaufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg gab es 
enorm hohe Wachstumsraten des realen Bruttoin-
landsprodukts von bis zu 10 % pro Jahr (vgl. Abb. 1). 
Beispielsweise wurde im Jahr 1955 unter CDU-Kanzler 
Konrad Adenauer ein Wachstum von 12,1 % im Ver-
gleich zum Vorjahr erreicht. Von diesem hohen Aus-
gangsniveau ging der Trend des Wirtschaftswachs-
tums in Deutschland mit den üblichen konjunkturel-
len Schwankungen konstant nach unten. Das erste 
Jahr mit negativem Wachstum (– 0,3 %) war 1967 und 
führte unter anderem auch zum Sturz des damaligen 
Bundeskanzlers und früheren Wirtschaftsministers 
Ludwig Erhard (CDU). Die nächste Rezession gab es 
1975 unter SPD-Kanzler Helmut Schmidt infolge des 
Ölpreisschocks. Danach lassen sich auf den ersten 
Blick keine großen Unterschiede mehr in den Wachs-
tumsraten zwischen CDU- und SPD-Bundeskanzlern 
erkennen. Unter CDU-Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel fielen mit der Finanzkrise 2008/09 und der Coro-
na-Pandemie 2020 die größten Einbrüche des Wachs-
tums in der Nachkriegsgeschichte, nach denen es aber 
auch eine zügige Erholung gab. 

CDU-KANZLER TENDENZIELL MIT HÖHEREN 
WACHSTUMSRATEN

Betrachtet man die BIP-Wachstumsraten unter den 
neun deutschen Bundeskanzlern, so ist ebenfalls der 
fallende Trend im Verlauf der Jahrzehnte zu erken-
nen (vgl. Abb. 2). Jedoch waren die Wachstumsraten 
unter CDU-Kanzlern höher als unter SPD-Kanzlern. 
Während unter Willy Brandt (SPD) noch ein durch-
schnittliches Wachstum von über 4 % erreicht wurde, 
schafften die anderen SPD-Kanzler im Durchschnitt 
über ihre Amtszeit kein Wachstum von mehr als 2 %. 
Gemessen am Wachstum steht Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) am Ende des Rankings mit einem durch-
schnittlichen Wachstum von lediglich 0,55 %. Beob-
achtet wird selbstverständlich nicht, wie groß das 
Wachstum unter einem Kanzler der jeweils anderen 
Partei gewesen wäre. So hätte die bislang schlech-
teste Wachstumsperformance Deutschlands unter Olaf 
Scholz ggf. unter einem CDU-Kanzler noch unterboten 
werden können. Außerdem haben die Bundeskanzler 
unter jeweils sehr unterschiedlichen globalen Um-
ständen ihr Amt ausgeführt. Der Mittelwertvergleich 
der Wachstumsraten unter den jeweiligen deutschen 
Bundeskanzlern berücksichtigt dies nicht.

Um die globalen Rahmenbedingungen zu berück-
sichtigen, unter denen die jeweiligen Bundeskanzler 
regiert haben, bilden wir in Abbildung 2 jedoch auch 
(in helleren Farben) als Vergleich die jeweilige durch-
schnittliche Wachstumsrate in den übrigen G-7-Län-
dern ohne Deutschland (Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Japan, Kanada und Vereinigte Staaten) ab. 
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Mit Ausnahme der Amtszeit von Angela Merkel ent-
wickelte sich Deutschland im G-7-Vergleich schlechter 
als der Durchschnitt der anderen sechs Länder. Eine 
klare Tendenz nach Parteien ist nicht erkennbar. Die 
Lücke zu den anderen Industriestaaten war jedoch 
auch unter Kanzler Scholz mit deutlichem Abstand 
am größten. 

Als weiteres Maß für die wirtschaftliche Entwick-
lung unter verschiedenen Kanzlern zeigt Abbildung 3 
den Durchschnitt der jährlichen Wachstumsrate des 
deutschen Aktienleitindex für die Amtszeiten der ver-
schiedenen Kanzler. Ähnliche Analysen für die USA 
zeigen, dass sich die Aktienmärkte unter demokrati-
schen Präsidenten besser entwickelt haben als unter 
republikanischen Präsidenten (Santa-Clara und Valka-
nov 2003; Pastor und Veronesi 2020).

Vor der Einführung des DAX 1988 beziehen 
sich die Daten auf den 1959 eingeführten Index der  
Börsen-Zeitung. Als Wachstumsrate wurde die Ver-
änderung des Kurses am Jahresende zum Jahresan-
fang gemessen. Mit Ausnahme der Kanzler Erhard und 
Brandt gab es im Durchschnitt über die Amtszeiten 
der Kanzler ein positives Wachstum, das besonders 
hoch unter den CDU-Kanzlern Kiesinger und Kohl aus-
fiel. Tendenziell zeigt sich hier das gleiche Bild wie 
beim BIP-Wachstum: Unter CDU-Kanzlern wurde ein 
leicht höheres Wachstum erreicht. Allerdings ist die 
Korrelation zwischen den jährlichen Wachstumsraten 
des BIP und des Aktienleitindex mit – 0,187 (p-Wert: 
0,136) gering. Die Entkopplung zeigt sich auch mit 
Blick auf die aktuellen Daten aus dem Jahr 2024, die 
zwar ein negatives BIP-Wachstum, aber ein positives 
Wachstum des DAX von 18,9 % ausweisen.

LANDESEBENE ENTWICKELT SICH GEGENLÄUFIG 
ZU BUNDESEBENE

Das deutsche politische System ist föderal ausgerich-
tet und gibt den 16 Bundesländern daher die Macht, 
bei wichtigen Gesetzen, auch wirtschaftspolitischen, 
über den Bundesrat mitzubestimmen. Daher sollen 
in die spätere Analyse auch der Anteil der Minister-
präsidenten einfließen, die von der jeweiligen Kanz-
lerpartei gestellt wurden, analog zu der Analyse von 

Cahan und Potrafke (2021) in den USA. Ggf. war das 
Wirtschaftswachstum unter CDU-Kanzlern in Deutsch-
land höher, weil in großen Bundesländern wie Nord-
rhein-Westfalen, die maßgeblich das Wirtschafts-
wachstum Gesamtdeutschlands beeinflussen, lange 
Zeit die SPD regiert hat. Mit wenigen Ausnahmen gab 
es in Deutschland nur Ministerpräsidenten von CDU 
und SPD. Während die SPD die meisten Länderregie-
rungen in den 1970er- und 1990er-Jahren anführte, 
hatte die CDU den höchsten Anteil an Ministerprä-
sidenten in den 2000er-Jahren. Somit ist zumindest 
seit der Wiedervereinigung ein gegenläufiger Trend 
auf Länderebene im Vergleich zur amtierenden Re-
gierung auf Bundesebene beobachtbar. Dieser Fakt 
kann wiederum Einfluss auf die Wirtschaftspolitik und 
damit auch auf die Wachstumsrate in Gesamtdeutsch-
land haben.

METHODIK UND REGRESSIONSERGEBNISSE

Um den Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachs-
tum und der Partei des Bundeskanzlers zu untersu-
chen, wird die BIP-Wachstumsrate auf eine Dummyva-
riable regressiert (vgl. Tab. 1). Diese nimmt den Wert 1  
an, wenn ein Kanzler von der CDU die Mehrheit der 
Monate dieses Jahres amtiert. Modell 1 ohne Kont-
rollvariablen legt nahe, dass die Wachstumsrate unter 
CDU-Kanzlern um 1,6 Prozentpunkte höher war als 
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Quelle: Börsen-Zeitung; Deutsche Börse; Berechungen des ifo Instituts.

Wachstumsraten des Aktienleitindex unter Kanzlern (ab 1959)ᵃ
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Abb. 3

Tab. 1

Wachstumsraten und CDU-Kanzler

BIP-Wachstumsrate DAX-Wachstumsrate

1951–2023 1964–2023 1951–1989 1991–2023 1959–2023

(1) (2) (3) (4) (5)

CDU-Kanzler 1,613** 0,344 2,773*** 0,522 9,092

(0,620) (0,577) (0,834) (0,623) (5,884)

Beobachtungen 73 60 39 33 65

R2 0,059 0,005 0,189 0,012 0,036

Mittelwert Y 3,09 2,18 4,47 1,39 8,57

Anmerkung: Diese Tabelle zeigt die Ergebnisse von Regressionen eines Dummies für CDU-Kanzler auf die BIP-Wachstumsrate (Modell 1–4) und die Wachstumsrate des 
deutschen Aktienleitindex (Modell 5). Robuste Standardfehler in Klammern. *p<0,1; **p<0,05; ***p<0,01.

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut
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unter SPD-Kanzlern. Dieser Effekt ist in der Größen-
ordnung vergleichbar mit dem Befund von Blinder 
und Watson (2016) für die Vereinigten Staaten, aller-
dings zeigt er dort in die andere Richtung mit höhe-
ren Wachstumsraten unter demokratischen als unter 
republikanischen Präsidenten.

Modell 2 schließt die Amtsjahre des ersten Bun-
deskanzlers Konrad Adenauer aus und betrachtet nur 
Daten ab dem Jahr 1964. Hier wird deutlich, dass der 
Gesamteffekt stark von den Anfangsjahren getrieben 
wird, da der Punktschätzer mit 0,34 Prozentpunkten 
für CDU-Kanzler zwar immer noch positiv ist, jedoch 
deutlich kleiner als für den Gesamtzeitraum ausfällt 
und nicht mehr statistisch signifikant ist. Dies lässt 
sich mit den hohen Wachstumsraten (vgl. Abb. 1) in 
der Amtszeit Adenauers während der Zeit des »Wirt-
schaftswunders« erklären.

Modell 3 und 4 teilen die Beobachtungen in ei-
nen Zeitraum vor der Wiedervereinigung (Modell 3) 
und nach der Wiedervereinigung (Modell 4). In den 
Jahren bis 1989 ist der Einfluss der CDU-Kanzler stark 
positiv und mit einem Wert von 2,8 Prozentpunkten 
fällt er noch höher aus als im Gesamtmodell. Dage-
gen ist in der Zeit nach der Wiedervereinigung der 
Punktschätzer für den CDU-Kanzler-Dummy zwar im-
mer noch positiv, jedoch nicht statistisch signifikant.  
Diese Ergebnisse decken sich mit einer Analyse von 
Kauder et al. (2014), die unter rechtskonservativen 
Regierungen (CDU/FDP) in Deutschland ebenfalls 
eine höhere Wachstumsrate nachweisen, den Ef-
fekt jedoch auf die Anfangsjahre der Bundesrepublik 
zurückführen.

Modell 5 verwendet eine andere abhängige Va-
riable als die anderen Modelle und betrachtet den 
Zusammenhang zwischen CDU-Kanzlern und der 
Wachstumsrate des deutschen Aktienleitindex. Zwar 
zeigt sich auch hier ein positiver Punktschätzer von 
ungefähr 9 Prozentpunkten, allerdings ist dieser nicht 
statistisch signifikant.

Die Ergebnisse spiegeln eine Korrelation wider 
und geben keine Auskunft darüber, ob die Politik 
der jeweiligen Kanzler für höhere Wachstumsraten 
verantwortlich waren oder es eine Koexistenz von 
CDU-Kanzlern und höheren Wachstumsraten gibt. 
Eine kausale Analyse gestaltet sich im Setting eines 
Landes ohne beobachtbares kontrafaktisches Szenario 
jedoch schwierig.

In einem zweiten Schritt beziehen wir die Zusam-
mensetzung der Länderregierungen mit in das Modell 
ein. Der Anteil der CDU-Ministerpräsidenten korre-
liert nicht statistisch signifikant mit der Wirtschafts-
wachstumsrate Gesamtdeutschlands (vgl. Tab. 2). 
Das Vorzeichen des Punktschätzers der CDU-Minis-
terpräsidenten-Dummy ist negativ, jedoch in allen 
gewählten Zeiträumen statistisch nicht signifikant. Es 
stellt sich die Frage, inwieweit das Wirtschaftswachs-
tum unter CDU-Kanzlern höher als unter SPD-Kanzlern 
gewesen ist, wenn der Anteil von CDU-Ministerpräsi-
denten hoch (bzw. niedrig) war. Um dies zu testen, 
nehmen wir auch den Interaktionsterm zwischen dem 
CDU-Kanzler-Dummy und dem Anteil der CDU-Minis-
terpräsidenten auf. Die Ergebnisse zeigen, dass dieser 
Interaktionsterm in allen gewählten Modellen nicht 
statistisch signifikant ist. Gleiches zeigt sich auch bei 
der Verwendung der Wachstumsrate des Aktienlei-
tindex als abhängige Variable (Modell 5). Insgesamt 
spricht dies für einen geringen Einfluss der Parteizu-
gehörigkeit der Ministerpräsidenten auf die Wachs-
tumsraten von nationalem Bruttoinlandsprodukt und 
Aktienmarkt.

FAZIT

Unsere deskriptive Analyse des Zusammenhangs zwi-
schen Bundeskanzlern und dem Wirtschaftswachs-
tum zeigt, dass das Wirtschaftswachstum unter 
CDU-Kanzlern um 1,6 Prozentpunkte höher lag als 
unter SPD-Kanzlern. Dieser Unterschied ist jedoch vor 

Tab. 2

Wachstumsraten und politische Kongruenz

BIP-Wachstumsrate DAX-Wachstumsrate

1951–2023 1964–2023 1951–1989 1991–2023 1959–2023

(1) (2) (3) (4) (5)

CDU-Kanzler – 1,044 – 2,36 4,96 – 0,89 36,787

(3,711) (2,912) (5,619) (3,462) (28,582)

Anteil CDU-MP – 8,477 – 8,477 – 14,546 – 4,244 59,002

(7,645) (5,892) (10,608) (7,196) (57,937)

CDU-Kanzler x Anteil CDU-MP 6,433 6,532 – 4,184 3,361 – 66,791

(8,746) (6,865) (13,170) (8,099) (67,338)

Beobachtungen 73 60 39 33 65

R2 0,079 0,046 0,334 0,026 0,053

Mittelwert Y 3,09 2,18 4,47 1,39 8,57

Anmerkung: Diese Tabelle zeigt die Ergebnisse von Regressionen eines Dummies für CDU-Kanzler und die Interaktion mit dem Anteil an CDU-Ministerpräsidenten im 
jeweiligen Jahr auf die BIP-Wachstumsrate (Modell 1–4) und die Wachstumsrate des deutschen Aktienleitindex (Modell 5). Standardfehler in Klammern. *p<0,1; 
**p<0,05; ***p<0,01.

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut
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allem durch die Nachkriegszeit und den Wiederaufbau 
unter Konrad Adenauer (CDU) getrieben. Beim Wachs-
tum des deutschen Aktienleitindex lassen sich keine 
statistisch signifikanten Unterschiede unter CDU- und 
SPD-Kanzlern feststellen. Die parteipolitische Zusam-
mensetzung der Landesregierungen war nicht mit dem 
Wirtschaftswachstum Gesamtdeutschlands korreliert. 
Unklar bleibt, ob die beobachteten Muster auf die spe-
zifische Politik der jeweiligen Kanzler zurückzuführen 
sind oder vielmehr durch zeitliche und äußere Ein-
flüsse erklärbar sind.
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